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* Alina Fancelli, M.A. HSG in Law and Economics, arbeitet 
als Rechtsanwältin bei CMS von Erlach Partners AG in Zürich. 
Sie ist insbesondere in den Bereichen Gesellschaftsrecht 
(inkl. Corporate Governance) und Finanzmarktrecht tätig.

Schlussbemerkungen

Die Umstände des Untergangs der Credit Suisse 
werden wohl nicht nur dazu führen, dass die FINMA 
ihr bereits heute verfügbares aufsichtsrechtliches 
Instrumentarium konsequenter einsetzen wird, 
sondern es dürfte auch ein gesetzgeberisches 
Nachspiel geben, wie in der Presse wiederholt be-
richtet wurde. Diesbezüglich bleibt zu hoffen, dass 
allfällige gesetzgeberische Neuerungen nicht – wie 
im Nachgang zur letzten Finanzkrise – toter Buch-
stabe bleiben.

 ◼ Transparenz: Der Verwaltungsrat sollte sicher-
stellen, dass die Berichterstattung an die FINMA 
korrekt, vollständig und nachvollziehbar erfolgt.

 ◼ Proaktives Vorgehen: Ein offener Dialog mit der 
FINMA über Herausforderungen, Probleme oder 
geplante Änderungen kann Missverständnisse 
und Sanktionen vermeiden sowie gegebenenfalls 
rechtliche Unsicherheiten klären.

 ◼ Kooperation: Der Verwaltungsrat sollte sicher-
stellen, dass die von der FINMA verlangten In-
formationen und Dokumente zeitnah, vollständig, 
korrekt und verständlich bereitgestellt und all-
fällige Vorgaben umgesetzt werden.
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RECHT KURZ

Mehrwertsteuer-Anpassungen ab 2025

   Dr. iur. Giorgio Meier-Mazzucato, Fachmann für Finanz- und Rechnungswesen, Zürich*

   Tina Nacheva, Sachbearbeiterin, Zürich**

Im vorliegenden Beitrag erfolgt eine Darstellung der MWST-Anpassungen ab 1. Januar 2025 in der 
Schweiz mit aktuellem Stand und möglichen weiteren Entwicklungen.

Die wichtigsten Änderungen im Überblick:

Jährliche Abrechnung

Ab 2025 können Unternehmen mit einem Um-
satz bis CHF 5 005 000 die MWST jährlich abrech-
nen. Der dafür erforderliche Antrag muss bis am 
28.  Februar 2025 im ePortal eingereicht werden. 
Es sind Ratenzahlungen nötig, deren Höhe ab April 
2025 einsehbar und anpassbar sind. Die jährliche 
Abrechnung endet bei Umsatzüberschreitung oder 
bei unzureichender Zahlung der Raten.

Saldosteuersatzmethode

 ◼ Wechsel der Abrechnungsmethode:

 ◼ Von effektiv zu Saldosteuersatz (SSS): Für 
den Wechsel zur SSS-Methode ist die Un-
terstellungserklärung einzusenden. Vorsteu-
ern auf dem Zeitwert der Gegenstände und 
Dienstleistungen sind in der letzten MWST-
Abrechnung vor der Umstellung über Ziffer 
415 zu belasten. Meldung des Wechsels bis 
 28. Februar 2025.

 ◼ Von SSS zu effektiv: Der Wechsel von der 
SSS-Methode zur effektiven Methode muss 
per Kontaktformular gemeldet werden. Nicht 
abgezogene Vorsteuern auf dem Zeitwert 
können neu in der ersten MWST-Abrechnung 
nach der Umstellung über Ziffer 410 geltend 
gemacht werden. Meldung des Wechsels bis 
28. Februar 2025.

 ◼ Angepasste Steuersätze: Einzelne SSS wurden 
von der Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) 
überprüft und neu festgelegt.

 ◼ Die besonderen Verfahren für Exportlieferungen 
(Formular 1050), fiktive Vorsteuern (Formular 
1055) und Margenbesteuerung (Formular 1056) 
entfallen.

 ◼ Zusätzliche SSS können direkt in der MWST-
Abrechnung beantragt und deklariert werden; 
die ESTV prüft und bewilligt diese nachträglich.

 ◼ Neuregelung für Reisebüros: Der SSS «Reise-
büro: reiner Retailer» entfällt; Leistungen sind 
neu von der MWST ausgenommen (Ziffer 230).

 ◼ Bisher konnten Branchen mit mehreren Tätig-
keiten die Nebentätigkeiten zum bewilligten SSS 
abrechnen, solange diese weniger als 50% des 
Umsatzes ausmachten. Neu muss jede Tätigkeit 
mit mehr als 10% Umsatzanteil nach dem je-
weiligen SSS abgerechnet werden.

Pauschalsteuersatzmethode

 ◼ Wechsel der Abrechnungsmethode:

 ◼  Von effektiv zu pauschal: Für den Wechsel zur 
Pauschalsteuersatz- (PSS-)Methode ist die 
Unterstellungserklärung einzusenden und die 
Vorsteuern auf den Zeitwert der Gegenstände 
und Dienstleistungen sind über Ziffer 415 der 
letzten MWST-Abrechnung vor der Umstel-
lung zu belasten. Meldung des Wechsels bis 
28. Februar 2025.
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 ◼  Von pauschal zu effektiv: Der Wechsel zur ef-
fektiven Methode muss per Kontaktformu-
lar gemeldet werden. Nicht abgezogene Vor-
steuern auf dem Zeitwert können neu in der 
ersten MWST-Abrechnung nach der Umstel-
lung über Ziffer 410 geltend gemacht werden. 
Meldung des Wechsels bis 28. Februar 2025.

 ◼ Angepasste Steuersätze: Einzelne PSS wurden 
von der ESTV überprüft und neu festgelegt.

 ◼ Die besonderen Verfahren für Exportlieferungen 
(Formular 1050), fiktive Vorsteuern (Formular 
1055) und Margenbesteuerung (Formular 1056) 
entfallen.

 ◼ Zusätzliche PSS können direkt in der MWST-Ab-
rechnung beantragt und deklariert werden; die 
ESTV prüft und bewilligt diese nachträglich.

Elektronische Plattformen

Am 9. Juli 2024 veröffentlichte die ESTV einen Vor-
entwurf zur Besteuerung elektronischer Plattformen, 
zu dem bereits Stellungnahmen eingegangen sind. 
Der Entwurf der MWST-Branchen-Info 27 wird 
Stand 13. Dezember 2024 überarbeitet, und in den 
kommenden Wochen folgen auf der ESTV-Website 
weitere Informationen zur Plattformbesteuerung.

Subventionen

Geldflüsse gelten nur als nicht steuerbare Sub-
ventionen, wenn das Gemeinwesen sie ausdrück-
lich als solche bezeichnet. Die Bezeichnung muss 
individuell und spätestens bis zur Finalisierungs-
frist erfolgen. Fehlt diese Bezeichnung, entschei-
det die ESTV, ob es sich dennoch um eine Sub-
vention oder um ein steuerbares Entgelt handelt.

Onlinepflicht

MWST-Meldungen müssen ab 2025 ausschliess-
lich via ePortal erfolgen. Eine Registrierung auf 
dem Portal ist erforderlich, um die Abrechnungen 
weiterhin fristgerecht einzureichen.

* Dr. iur. Giorgio Meier-Mazzucato ist Fachmann 
für Finanz- und Rechnungswesen, eidg. dipl. Treuhand-
experte und Steuerexperte, zugelassener Revisions-
experte der eidg. Revisionsaufsichtsbehörde sowie 
Verwaltungsrat bei div. KMU.

** Tina Nacheva ist Sachbearbeiterin Treuhand und 
Rechnungswesen kv edupool bei der ITERA Corporate 
Finance AG.
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GESETZGEBUNG UND RECHTSPRECHUNG

Die Revision der schweizerischen Zivilprozess-
ordnung (ZPO) per 1. Januar 2025 bringt mehrere 
wichtige Änderungen mit sich, die darauf abzielen, 
den Zugang zur Justiz zu erleichtern, die Effizienz 
der Verfahren zu steigern und die Rechtssicherheit 
zu erhöhen. Die Revision der ZPO umfasst insbe-
sondere folgende Änderungen:

 ◼ Halbierung der Prozesskostenvorschüsse und 
Inkassorisiko beim Staat: Bisher mussten Kläger 
die mutmasslichen Gerichtskosten vollständig 
vorschiessen, was oft eine erhebliche finanzielle   
Hürde darstellte. Neu ist dieser Vorschuss auf 
maximal 50 % des mutmasslichen Gesamtbe-
trags begrenzt, wodurch der Zugang zum Gericht 
erleichtert wird. Zudem werden die Gerichtskos-
ten neu nur noch dann mit dem Vorschuss ver-
rechnet, wenn die vorschussleistende Partei tat-
sächlich kostenpflichtig ist. Bei Obsiegen wird 
der Vorschuss an die Klägerin zurückerstattet 
und der Staat – statt wie bisher die Klägerin im 
Umfang des Vorschusses – trägt das Risiko der 
(Un-)Einbringbarkeit der Gerichtskosten bei der 
unterliegenden Partei.

 ◼ Stärkung des Schlichtungsverfahrens: Die aus-
sergerichtliche Beilegung von Konflikten wird 
gefördert, indem die Kompetenzen der Schlich-
tungsbehörden erweitert werden. Dies kann zu 
effizienteren Lösungen und geringeren Prozess-
kosten führen.

 ◼ Einführung von Video- und Telefonkonferen-
zen: Gerichte können Verhandlungen unter be-
stimmten Voraussetzungen mittels elektroni-
scher Ton- und Bildübertragung durchführen. 
Dies erhöht die Flexibilität und kann Reisezei-
ten sowie -kosten reduzieren. Der Bundesrat hat 
die technischen und datenschutzrechtlichen An-
forderungen in der Verordnung über den Einsatz 
elektronischer Mittel zur Ton- und Bildüber-
tragung in Zivilverfahren (VEMZ) festgelegt, die 
ebenfalls am 1. Januar 2025 in Kraft getreten ist.

 ◼ Schaffung internationaler Handelsgerichte: Die 
Kantone erhalten die Möglichkeit, spezialisier-
te internationale Handelsgerichte einzurichten. 
So können die Kantone das Handelsgericht als 
zuständig erklären, wenn die geschäftliche Tätig-

keit mindestens einer Partei betroffen ist, der 
Streitwert mindestens CHF 100 000 beträgt, die 
Parteien der Zuständigkeit des Handelsgerichts 
zustimmen und im Zeitpunkt der Zustimmung 
mindestens eine Partei ihren Wohnsitz, gewöhn-
lichen Aufenthaltsort oder Sitz im Ausland hat.

 ◼ Englisch als Verfahrenssprache: Für Fälle der 
internationalen Handelsgerichtsbarkeit vor dem 
Handelsgericht oder den ordentlichen Gerichten 
können die Kantone Englisch als Verfahrens-
sprache vorsehen. Das Bundesgericht hingegen 
wird seine Verfahren weiterhin in einer Landes-
sprache führen, wobei aber die Parteien Rechts-
schriften in englischer Sprache einreichen können.

 ◼ Mitwirkungsverweigerungsrecht für Unterneh-
mensjuristen: Eine Partei kann künftig die Mit-
wirkung und die Herausgabe von Unterlagen im 
Zusammenhang mit der Tätigkeit ihres unter-
nehmensinternen Rechtsdienstes verweigern, 
wenn die Partei im schweizerischen Handelsre-
gister oder einem vergleichbaren ausländischen 
Register eingetragen ist, der Rechtsdienst von ei-
ner Person mit Anwaltspatent geleitet wird und 
die betreffende Tätigkeit bei einer Anwältin oder 
einem Anwalt als berufsspezifisch gelten würde.

Überschuldungsanzeige durch die  
Revisionsstelle (BGer 5A_146/ 2024  
vom 3. Juli 2024)

Die A. AG ist eine im Vermögensverwaltungsbereich 
tätige AG mit Sitz in Zürich. Im Rahmen der ein-
geschränkten Prüfung der Jahresrechnung 2022 der 
A. AG stellte die Revisionsstelle B. AG fest, dass bei 
der A. AG eine Überschuldung vorlag und bestehen-
de Rangrücktritte diese nicht ausreichend abdeckten. 
Die B. AG forderte die A. AG deshalb auf, bis zum 
10. August 2023 eine Rückmeldung zu geplanten 
Sanierungs massnahmen zu geben, und wies dar-
auf hin, dass bei Untätigkeit das Gericht informiert 
würde. Diese Frist liess die A. AG jedoch ungenutzt 
verstreichen.

Daraufhin meldete die B. AG am 10. August 2023 
dem Bezirksgericht Zürich die offensichtliche 
Überschuldung der A. AG und legte deren Jahres-
rechnung 2022 bei. Das Bezirksgericht eröffnete am 

Dr. iur. Thiemo Sturny, Walder Wyss AG

Lic. iur. Dzevrije Zendeli, Walder Wyss AG
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